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Einführung des Herausgebers 

Die Schriftenreihe  Abhandlungen  zur  Nationalökonomie  wurde von den Mitglie-
dern des Volkswirtschaftlichen Instituts an der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg gegründet, um wichtige Ergebnisse wirtschaftswissenschaft-
licher Forschung in angemessener Form zu präsentieren und das weite Spektrum 
der Nürnberger Ökonomie vorzustellen. In erster Linie sollen deshalb heraus-
ragende Dissertationen, Habilitationen, Monographien und Sammelbände publi-
ziert werden, die an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät in 
Nürnberg entstanden. 

Die Reihe wird mit dem vorliegenden Band 13 von Norbert Schiele fortgesetzt. 
Die Arbeit entstand als Dissertation an meinem Lehrstuhl für Volkswirtschafts-
lehre, insbesondere Finanzwissenschaft. Sie verfolgt das Ziel, die Verknüpfung 
von Handels- und Steuerbilanz aus ökonomischer Sicht theoretisch fundiert zu ana-
lysieren. Im wesentlichen orientiert sich die Studie dabei an zwei Fragekomplexen: 
Zum einen geht es um die kritische Analyse des sog. Maßgeblichkeitsprinzips, also 
um das Problem, ob es ökonomisch gerechtfertigt  ist, die Handelsbilanz gleichzei-
tig zur Steuerbemessung heranzuziehen. Zum anderen diskutiert die Arbeit, welche 
Wirkungen durch eine einheitliche bzw. getrennte Bilanzierung zu erwarten sind, 
wenn man die Funktion der handelsrechtlichen Rechnungslegung zur Ausschüt-
tungsbemessung berücksichtigt. Damit werden neben den unmittelbaren Wirkun-
gen steuerlicher Bemessungsgrundlagen auch Rückwirkungen des Steuerrechts auf 
den handelsrechtlichen Jahresabschluß thematisiert. 

Zur Methodik ist festzustellen, daß die Studie sowohl die modernen Methoden 
der betriebswirtschaftlichen Steuerwirkungsanalyse sowie der finanzwissenschaft-
lichen Untersuchungen zur Kapitaleinkommensbesteuerung heranzieht. Damit 
liegt eine Arbeit vor, die sich in ihrer gründlichen theoretischen Fundierung und 
interdisziplinären Ausrichtung wesentlich von bereits vorliegenden Monographien 
abhebt und erstmals das komplexe Problem der Bilanzverknüpfung auf Basis der 
zu erwartenden Entscheidungswirkungen betrachtet. 

Die Studie belegt, daß die handelsrechtlichen Bilanzierungs- und Bewertungs-
prinzipien für zahlreiche Entscheidungsverzerrungen in Unternehmen verantwort-
lich sind, wenn sie als Steuerbemessungsgrundlage dienen. Insbesondere sind sie 
nicht dazu geeignet, Entscheidungsneutralität im Investitionsbereich sicherzustel-
len. Zudem hat die Art der Bilanzverknüpfung weitreichende Konsequenzen für 
den Kapitaleinsatz innerhalb einer Unternehmung sowie für die Kapitalaufteilung 
zwischen verschieden organisierten Unternehmungen bzw. zwischen Ländern mit 
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unterschiedlichen Bilanzierungskonzeptionen. Auch aktuelle Reformentwürfe  zur 
Unternehmensbesteuerung sind vor dem Hintergrund der hierzulande gültigen Bi-
lanzverknüpfung kritisch zu beurteilen. 

Insgesamt schließt der Verfasser  mit seiner fundierten Analyse und seinem inter-
disziplinären Ansatz eine wichtige Lücke im Schrifttum zum ertragsteuerlichen 
Maßgeblichkeitsprinzip. Später folgende Arbeiten werden an den vorgelegten 
Ergebnissen nicht vorbeigehen können. Nicht zuletzt deshalb wurde die vorliegen-
de Dissertation mit dem Promotionspreis der Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Fakultät der Friedrich-Alexander-Universität  Erlangen-Nürnberg ausge-
zeichnet. 

Nürnberg, im Februar 2000 Karl-Dieter  Grüske 
(Geschäftsführender  Herausgeber) 



Vorwort 

Die vorliegende Studie entstand während meiner Zeit als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre,  insbesondere Finanzwissen-
schaft, der Friedrich-Alexander-Universität  Erlangen-Nürnberg. Die Arbeit setzt 
einen Teil des Forschungsprogramms des Lehrstuhls fort, der verschiedene 
Aspekte der Effizienz  staatlicher Einnahmeerhebung zum Gegenstand hat. Sie 
befaßt sich mit den ökonomischen Wirkungen, die aus der Verknüpfung von han-
delsrechtlicher Rechnungslegung und steuerlicher Gewinnermittlung folgen. Dabei 
werden zum einen diejenigen Effekte  thematisiert, die zu erwarten sind, wenn 
handelsrechtlich geprägte Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze der Ertrags-
besteuerung dienen. Zum anderen wird aber auch der Frage nachgegangen, welche 
ökonomisch relevanten Einflüsse sich aus der Rückwirkung des Steuerrechts auf 
den handelsrechtlichen Jahresabschluß ergeben. Um die genannten Wirkungen 
modellgestützt identifizieren zu können, wird das steuertheoretische Methoden-
potential der modernen Investitions- und Finanzierungstheorie herangezogen. Auf 
diese Weise kann schließlich festgestellt werden, welche Bedeutung der Verknüp-
fung von Handels- und Steuerbilanz im Hinblick auf eine gesamtwirtschaftlich 
effiziente  Verwendung knapper Ressourcen zukommt. 

Bedanken möchte ich mich an erster Stelle bei meinem verehrten akademischen 
Lehrer und Doktorvater Prof. Dr. Karl-Dieter Grüske. Er hat die Untersuchung 
während meiner Zeit an seinem Institut auf eine Art und Weise unterstützt, die 
sicherlich über das sonst übliche Maß hinausgeht. Danken möchte ich auch Herrn 
Prof. Dr. Wolfram Reiß für die Übernahme des Zweitgutachtens. Ebenso bin ich 
meinen Kollegen am Institut für die zahlreichen kritisch-konstruktiven Diskussio-
nen zu Dank verpflichtet. Besonders hervorgehoben seien an dieser Stelle Michael 
Maier und Dr. Udo Raab. Sie haben Teile des Manuskripts gelesen und mit wert-
vollen Anmerkungen versehen. Der Graduiertenförderung  der Universität Erlan-
gen-Nürnberg danke ich für die finanzielle Unterstützung meiner Promotion. 

Schließlich ist es mir ein wichtiges Anliegen, in den Dank meine Eltern und 
meine Sandra einzubeziehen. Sie mußten mich in den zahlreichen seelischen Tief-
punkten ertragen, die ein derartiges Vorhaben mit sich bringt. Ohne ihr Verständnis 
und die vielfältige Unterstützung hätte die Arbeit niemals entstehen können. Ihnen 
widme ich dieses Buch. 

Nürnberg, im Februar 2000 Norbert  Schiele 
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„It used to be said that two things were unavoidable: 
death and taxes. There is a widespread feeling today 
that under our present tax code only one of these is un-
avoidable." 

J. E.  Stiglitz 

„Diejenigen Ausreden, in denen gesagt ist, warum die 
AG keine Steuern bezahlen kann, werden in einer soge-
nannten »Bilanz4 zusammengestellt." 

K.  Tucholsky 1 

Einleitung 

A. Problemstellung 

In unseren eingangs angeführten Zitaten drücken die Autoren ihre - zugege-
benermaßen pointiert formulierte  - Skepsis gegenüber der derzeit praktizierten 
Steuererhebung im allgemeinen und der steuerbilanziellen Gewinnermittlung im 
besonderen aus. Hauptsächlich der letztgenannte Bereich erfreut  sich dabei gerade 
im wissenschaftlichen Schrifttum größter Beliebtheit. Kaum eine Materie wurde 
derart umfassend und kontrovers diskutiert wie die Frage, wie steuerliche Bemes-
sungsgrundlagen „richtig" zu ermitteln seien. Gäbe es dazu eine „Hitliste" wissen-
schaftlich abgehandelter Themenbereiche, stünde das Gebiet der Beziehungen zwi-
schen handelsrechtlicher Rechnungslegung und Unternehmensbesteuerung sicher-
lich mit an der Spitze. Damit drängt sich zwangsläufig die Frage auf, weshalb der 
kaum noch überschaubaren Zahl an Veröffentlichungen  zu diesem Themengebiet 
eine weitere hinzugefügt werden soll. 

Betrachtet man zunächst die historische Dimension der Verknüpfung von han-
dels- und steuerrechtlicher Rechnungslegung, so ist festzustellen, daß diese gerade 
in Deutschland auf eine über 100-jährige Tradition zurückblicken kann. Entstanden 
ist das sog. Maßgeblichkeitsprinzip2 im Rahmen der Steuerreformen  in den Län-
dern Sachsen und Bremen im Jahre 1874.3 Seither sind hierzulande Handels- und 
Steuerbilanz über dieses Prinzip mehr oder weniger eng miteinander verbunden.4 

ι Beide Zitate aus Raab (1993), S. 39, 103. 
2 Danach ist für Zwecke der Ertragsbesteuerung der Gewinn „maßgeblich", welcher sich 

auf Basis handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften ergibt. 
3 Diesem Vorbild folgten die übrigen Länder, so u. a. im Jahre 1891 der preußische 

Gesetzgeber, bis schließlich § 33 des EStG 1920 erstmals eine reichseinheitlich Anknüpfung 
der steuerlichen Gewinnermittlung an die handelsrechtliche Rechnungslegung vorsah. Vgl. 
hierzu ausführlich Pohl (1983), S. 18 ff.,  Alsheimer (1974), S. 842. 

4 Vgl. zur Entwicklung im einzelnen z. B. Robisch/Treisch (1997) oder neuerdings Pfahl 
(1999). 
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Als im Jahr 1989 dann der deutsche Gesetzgeber den § 5 I Satz 2 in das EStG 
eingefügt hat, wonach handels- und steuerrechtliche Bilanzierungs- und Bewer-
tungswahlrechte nur noch einheitlich ausgeübt werden können,5 ist derzeit eine 
sehr starke wechselseitige Abhängigkeit der Rechenwerke zu konstatieren. Ins-
gesamt läßt sich damit das Maßgeblichkeitsprinzip heute durch folgende Merk-
male kennzeichnen: Zum einen ist die Handelsbilanz Grundlage der steuerlichen 
Gewinnermittlung. Zum anderen beeinflussen steuerliche Wahlrechte den handels-
rechtlichen Jahresabschluß, da diese einheitlich ausgeübt werden müssen. 

Trotz seiner langen Tradition ist das beschriebene Maßgeblichkeitsprinzip bis in 
die jüngste Zeit heftigst umstritten. Die Trennlinie zwischen Befürwortern  und 
Gegnern der engen Verbindung von Handels- und Steuerbilanz reicht dabei offen-
bar sogar bis in die Ministerialbürokratie unterschiedlicher Ressorts:6 

• Im Jahr 1998 wurde vom deutschen Gesetzgeber das KapAEG7 verabschiedet. 
Der entsprechende Referentenentwurf  des Justizministeriums will für die Unter-
nehmensbesteuerung weiterhin das Maßgeblichkeitsprinzip der Handelsbilanz 
für die Steuerbilanz nach bisheriger Ausprägung beibehalten. Insbesondere wird 
eine umfassende Angleichung an internationale Rechnungslegungsstandards u. a. 
deshalb abgelehnt, weil die derzeitige Handelsbilanz weiterhin als Stütze der 
Maßgeblichkeit für eine steuerliche Gewinnermittlung dienen soll. Allein wegen 
der Funktion der Handelsbilanz als eine Art „steuerliches Ersatzteillager" 
komme die Aufgabe des Maßgeblichkeitsprinzips nicht in Frage. 

• Sowohl der noch unter der CDU/CSU-FDP geführten Bundesregierung im 
Finanzministerium erarbeitete Referentenentwurf  des Steuerreformgesetzes 
19998 als auch der Gesetzentwurf des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/ 
2002 der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen9 strebt eine Verbrei-
terung unternehmenssteuerlicher Bemessungsgrundlagen an. Insbesondere die 
„vorsichtigen" Bilanzierungselemente, welche über den Maßgeblichkeitsgrund-
satz in das Steuerrecht hineingetragenen werden, sind den Reformern ein Dorn 
im Auge.10 Deshalb sollen Teilwertabschreibungen auf der Aktivseite generell 

5 Der deutsche Gesetzgeber hat im Zuge des WoBauFG von 22. 12. 1989 ein Satz 2 an § 5 I 
EStG angefügt, mittels dessen die insbesondere die umfassende Geltung der sog. „umgekehr-
ten Maßgeblichkeit" umfassend kodifiziert wurde. Vgl. Herzig (1995), S. 110. 

6 Vgl. zum folgenden insbesondere Wagner (1998a), S. 56 f. 
7 Vgl. dazu den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit deut-

scher Konzerne an internationalen Kapitalmärkten und zur Erleicherung der Aufahme von 
Gesellschafterdarlehen (Kapitalaufnahmeerleichertungsgesetz  - KapAEG); Bundesratsdruck-
sache 967/96. 

8 Vgl. Entwurf eines Steuerreformgesetzes  1999, Bundesministerium der Finanzen IV St 1 
- S 1910-115/97 v. 13. 03. 1997 (zitiert nach Wagner (1998a)). 

9 Vgl. Bundestagsdrucksache 14/23 v. 09. 11. 1998. 
1 0 Vgl. zu einem Überblick über die geplanten Maßnahmen etwa Bareis (1999), Winkel-

johann/Pickhardt (1999) und Kruhl (1999). 
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verboten11 und die Rückstellungsbildung auf der Passivseite erschwert werden. 
Damit ist die enge Verknüpfung von Handels- und Steuerbilanz nach bisherigem 
Muster in seinen Grundfesten erschüttert. 

Aus den jüngsten bilanzrechtlichen Reformprojekten des Gesetzgebers läßt sich 
damit keine einheitliche Richtung feststellen. Zudem zeigt auch ein Blick in 
Schrifttum und Rechtsprechung, daß das Maßgeblichkeitsprinzip neuerdings wie-
derum grundsätzlich diskutiert wird.12 Die von den Gegnern einer engen Kopplung 
von Handels- und Steuerbilanz in diesem Zusammenhang vorgetragenen Argu-
mente beziehen sich insbesondere auf die unterschiedlichen Zielsetzungen der bei-
den Rechenwerke: Ein auf Basis des handelsrechtlichen Vorsichtsprinzips ermittel-
ter, „ausschüttungsfähiger" Gewinn sei nicht mit dem „vollen" oder „wahren" Ge-
winn identisch, welcher allein zur Bestimmung der steuerlichen Leistungsfähigkeit 
geeignet sei.13 Zudem würden „die das Handelsrecht beherrschenden GoB aus-
gehöhlt"14, wenn rein Steuersubventionen bedingte Wahlrechte via umgekehrter 
Maßgeblichkeit in der Handelsbilanz ausgewiesen werden müssen. Die Effektivität 
des handelsrechtlichen Jahresabschlusses sei damit gefährdet. Dem halten die Be-
fürworter  des Maßgeblichkeitsgedankens entgegen, daß es keine von der steuer-
lichen abweichende handelsrechtliche Leistungsfähigkeit gebe15, daß das Maß-
geblichkeitsprinzip dazu diene, die Begehrlichkeiten des Fiskus im Zaume zu hal-
ten16, daß durch eine vorsichtige Bewertung die Unternehmungssubstanz gestärkt 
werde17 oder ganz lapidar, daß sich der Maßgeblichkeitsgrundsatz ganz einfach be-
währt habe18. Beide Standpunkte ließen sich durch zahlreiche weitere Äußerungen 
im Schrifttum stützen. Jedoch hat bereits unser knapper Streifzug gezeigt, daß die 
Diskussion um die Verknüpfung von Handels- und Steuerbilanz äußerst facetten-
reich ist. 

Wir wollen an dieser Stelle keinesfalls den Eindruck erwecken, als könnte man 
die genannten Argumente ohne weiteres von der Hand weisen. Allerdings ist es 
kaum möglich, auf einer derartigen Basis ein umfassendes Urteil über die prakti-
zierte Art der Bilanzverknüpfung abzugeben, da sich etwa hinter einzelnen Stand-

11 Im Gegensatz zum ursprünglichen Entwurf sind in der derzeit diskutieren Fassung Teil-
wertabschreibungen unter eingeschränkten Voraussetzungen weiterhin möglich (vgl. dazu 
BMF (1999), S. 13 f.). 

12 Vgl. zu einem Überblick hinsichtlich der am häufigsten vorgetragenen Argumente Söf-
fing (1995). 

13 Vgl. in diesem Sinne ζ. B. Weber-Grellet (1994a), S. 288 f., Weber-Grellet (1997a), 
S. 385 f. sowie auch BT-Drucksache 14/23 v. 09. 11. 1998, S. 171. 

14 Dziadkowski (1989), S. 438. 
15 Vgl. etwa Döllerer (1988), S. 238. Vgl. in diesem Sinne ist wohl auch folgendes Zitat 

zu verstehen: „Ebenso wie die Anteilseigner eines Unternehmens wird auch der Fiskus die 
Kuh nicht schlachten wollen, die er melken will." (Gelhausen/Fey (1994), S. 604). 

16 Vgl. etwa Söffing  (1995), S. 655. 
π Vgl. Söffing  (1995), S. 668. 
is Vgl.z. B.Lutz (1999), S. 148. 

3 Schiele 


